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Unsichere
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Kritiker an der Bundeswehr und dem geplanten Kriegskurs konnten in Zukunft verfolgt
werden.
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Wer glaubte, dass die Justiz eine unabhdngige, noble
Institution wdre, die uns Burger schitzt, der durfte



bereits seit uiber funf Jahren eines Besseren belehrt
worden sein. Coronaproteste wurden verboten,
Oppositionelle unter fadenscheinigen Grunden verfolgt
und eingesperrt, und auch heute wird Kritik an
Politikern mit wachsender Harte wie
Majestdtsbeleidigung verfolgt. Doch das Strafgesetz hat
mit Paragraf 89 StGB noch einen Pfeil im Kdcher, den
das Regime bislang gar nicht abgefeuert hat, der aber
im Zuge der Kriegsvorbereitungen und der
Wiedereinfuhrung einer Wehrpflicht von Bedeutung
werden konnte.

Dass Kritiker der Bundesregierung und einzelner Politiker
juristisch verfolgt werden, ist mittlerweile Gang und Gabe. Der
entsprechende Paragraph ist dabei § 188 StGB

(https:/ /www.gesetze-im-internet.de /stgb /_ _188.html).

Uberschrieben ist er mit ,Gegen Personen des politischen Lebens
gerichtete Beleidigung, tible Nachrede und Verleumdung®.
Erforderlich dabei ist, dass die Tat dazu geeignet ist, die Arbeit der
betroffenen Person oder Behorde zu erschweren — was so gut wie
nie wirklich zutreffen dirfte, denn wer lasst sich durch

Beleidigungen und Verleumdungen in seiner Arbeit einschranken?

Aber uber dieses Erfordernis setzen sich die Staatsanwélte und
Gerichte regelmafdig hinweg und verfolgen und verurteilen
trotzdem. Eingefiihrt wurde dieser Paragraph der
Majestatsbeleidigung tbrigens erst 2021

(https:/ /de.wikipedia.org /wiki /Gegen_Personen_des_politischen
_Lebens_gerichtete_Beleidigung,  %C3%BCble_Nachrede_und_V

erleumdung) — also wahrend des Coronafaschismus, einer Zeit, in

der viele Menschen gute Grunde hatten, auch harsche Kritik an
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Regierungen und Institutionen zu tiben. Diese wurde dann
kurzerhand mit diesem Paragraphen unterbunden und wer sich
dieses ,Vergehens" schuldig macht, wird seitdem scharfer verfolgt
als Messerstecher und Vergewaltiger. Ein Zeichen daftr, dass wir

uns seit 2020 in einem totalitdren Staat befinden.

Doch im Zuge der allgemeinen Mobilmachung zum grofSen Krieg
konnte ein anderer Paragraph in den Vordergrund rucken, namlich
§ 89 StGB (https://www.gesetze-im-internet.de /stgb /__89.html).

Dieser besagt:

§ 89 Verfassungsfeindliche Einwirkung
auf Bundeswehr und offentliche
Sicherheitsorgane

(1) Wer auf Angehorige der Bundeswehr oder eines offentlichen
Sicherheitsorgans planmdj3ig einwirkt, um deren pflichtmdjf3ige
Bereitschaft zum Schutz der Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland oder der verfassungsmdjiigen Ordnung zu untergraben,
und sich dadurch absichtlich fiir Bestrebungen gegen den Bestand
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder gegen
Verfassungsgrundsdtze einsetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu funf
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) § 86 Absatz 5 gilt entsprechend.

Schlagt man nun in einschligigen Kommentaren nach — hier jetzt
Beck Online Kommentar und den Minchener Kommentar zum StGB
— so wird man erst einmal dariuber aufgeklart, dass durch dieses
Gesetz Mitglieder der Bundeswehr oder anderer Bundesbehorden —

etwa der Bundespolizei — vor Einflussnahme geschiitzt werden
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sollen. Darunter fallen auch zivile Bedienstete dieser Behorden. Das
»Einwirken“ auf diese bezeichnet jede Tatigkeit, durch die der
Angehorige der Behorde im Sinne des Taters beeinflusst wird. Dabei

geht es in der Sache um eine Anstiftung zu einer Tat.

Vollendet ist diese Wahrnehmung, wenn der Betroffene die
Beeinflussungshandlung sinnlich wahrnimmt — er muss die
Einwirkungshandlung weder verstehen noch nur bewusst zur
Kenntnis nehmen. Tatmittel konnen auch Druckerzeugnisse sein —
also etwa journalistische Erzeugnisse, Zeitungen, aber naturlich
auch Artikel in Online-Medien. Die Anstiftung muss nicht
erfolgreich sein — es handelt sich um ein abstraktes
Gefahrdungsdelikt. Allerdings muss die Einwirkung — also etwa der
Artikel oder die Zeitung — den Angehorigen der Sicherheitsorgane
erreichen. Er muss also in die Lage versetzt werden, Zugang zu

diesem zu haben und ihn wahrzunehmen.

Online-Artikel sind leicht zugdnglich. Also konnten in
Zukunft kritische Beitréige, die Angehorige der
Bundeswehr dazu ermuntern konnten, ihren Dienst zu
verweigern oder die Bundeswehr zu verlassen, unter
diesen Paragraphen fallen. Da die abstrakte
Gefdhrdung geniigt, ist es egal, ob dieses Ziel erreicht
wird oder nicht.

Jeder kritische Beitrag kann so gewertet werden, dass er auf die
Angehorigen der Bundeswehr einwirken soll, um Zweifel an der
Rechtmafligkeit und Sinnhaftigkeit ihres Handelns — etwa Krieg zu
fihren — zu schiren und die Angehorigen der Truppe davon zu
uberzeugen, den Dienst zu verweigern. Da der Betroffene die
Einwirkungshandlung weder wahrnehmen noch verstehen muss,
kann dies bei jedem kritischen Artikel angenommen werden.
Ubrigens werden auch in Deutschland stationierte NATO-Truppen

erfasst.



Fir den Vorsatz genugt bedingter Vorsatz — also die Inkaufnahme
der Einwirkung. Zudem muss ,der Tater in der doppelten Absicht
handeln, durch seine Einwirkung die pflichtgemafse Bereitschaft
zum Schutz der Sicherheit der Bundesrepublik oder die
verfassungsgemafse Ordnung zu untergraben und sich dadurch
absichtlich fur Bestrebungen gegen den Bestand und die Sicherheit
der Bundesrepublik und ihrer verfassungsmafSigen Ordnung

einzusetzen.”

Was wie eine Einschrankung klingt, stellt in Wahrheit keine echte
Hirde dar.

Spdtestens seit der Verfassungsschutz Proteste gegen
die CoronamafRnahmen als
sverfassungsschutzrelevante Delegitimierung des
Staates* einstuft, konnen verfassungsfeindliche
Bestrebungen jedem Kritiker an staatlichem Handeln
und einzelnen Organen einfach angedichtet werden — in
der Regel wird diese Einschdtzung kritiklos
libernommen.

Das alles fiihrt zu einer Ausweitung der Strafbarkeitsnormen ins
Unendliche — mit dem Ergebnis, dass alles strafbar wird, was dem

Regierungshandeln und der Mainstreammeinung widerspricht.

Fuar § 89 ist zudem erforderlich, die pflichtgemaf3e
Schutzbereitschaft des Betroffenen ganz allgemein zu untergraben
— ein Erfordernis, das ebenso schnell bei jeder Kritik an den
betreffenden Behorden und ihrem Handeln unterstellt werden und

problemlos angenommen werden kann. Dazu heifst es weiter:

,2Die Werbung fir eine Wehrdienstverweigerung fiel grundsatzlich
nicht unter § 89, da diese nicht pflichtwidrig war. Nur wenn der Tdter
unter dem ,Deckmantel’ des Pazifismus mit dieser Werbung das Ziel

verfolgte, die Bundeswehr zu zersetzen, war § 89 einschldgig.*



Mit der Wiedereinfiihrung der Wehrpflicht in absehbarer
Zukunft kann diese Werbung fiir die
Wehrdienstverweigerung unter dem ,,Deckmantel“ des
Pazifismus jederzeit angenommen werden. Denn, wer
fiir Frieden und Abriistung wirbt, gilt bereits als Pazifist,
und wer in diesem Zusammenhang folgerichtig fiir eine
Verweigerung der Wehrpflicht wirbt, der macht sich
bereits strafbar.

Weiter heifdt es:

, Weiterhin muss der Tdter beabsichtigen, durch seine Tat den Bestand
oder die Sicherheit der Bundesrepublik zu gefdahrden. Da sich die
Tathandlung gegen Angehorige der Bundeswehr oder andere
offentliche Sicherheitsorgane richtet, ist in diesem Zusammenhang
sowohl die innere wie auch die dufiere Sicherheit der Bundesrepublik

gemeint.”

Und das ist ziemlich leicht anzunehmen und zu unterstellen, vor
allem, wenn Deutschland sich in einem grofSeren Krieg mit Russland

befindet — woran ja gearbeitet wird.

Wie man sieht, kann gemafs § 89 StGB im Zuge der allgemeinen
Kriegsvorbereitung jede Kritik am vorgegebenen und verfolgten
Kriegskurs in Zukunft unter Strafe gestellt werden, sofern ein
Gericht zu dem Schluss kommt, dass der sich kritisch Auf3ernde
damit auf Angehorige der Bundeswehr eingewirkt haben konnte, um
deren ,Schutzbereitschaft® zu untergraben. Da es sich um ein
abstraktes Gefahrdungsdelikt handelt, muss ein Erfolg gar nicht
eintreten; das Material muss nicht einmal dazu geeignet sein, diesen
herbeizufiihren. Es gentgt die Veroffentlichung, da diese ja
zumindest theoretisch den Angehorigen der Bundeswehr zugehen
konnte. Durch einige — wahrscheinlich bewusste — Unklarheiten ist
auch nicht ersichtlich, ob die Einwirkung auf eine bestimmte Person

erfolgen muss, oder aber ob es gentigt, dass irgendein Angehoriger



der Sicherheitsbehorden die kritische Schrift oder das

Medienerzeugnis wahrnehmen konnte.

Die Strafe fur dieses ,,Vergehen” betragt Gefangnis bis zu funf Jahre
oder eine Geldstrafe. Damit handelt es sich um eine
schwerwiegendere Strafe als bei § 188 StGB, bei dem die
Hochststrafe bei einer Haftstrafe von bis zu drei Jahren liegt. Damit
ware das Vorgehen gegen oppositionelle Stimmen und Kritiker des
ungebremsten Militarismus und des Kriegskurses noch einmal

harter, was kritische Stimmen zum Verstummen bringen wirde.

Die Erfahrung der vergangenen Jahre zeigt dabei, dass
alle in das Strafgesetz eingezogenen Schranken immer
weniger Beachtung finden, die Strafgesetze willkiirlich
ausgeweitet und in der Auslegung einfach an den
aktuell vorliegenden Fall angepasst werden.

Schon jetzt macht sich die Justiz zunehmend zum
Erfillungsgehilfen der Regierung, indem sie kritische Stimmen und
Oppositionelle verfolgt und bestraft. Je enger der Korridor des
Sagbaren im Zuge einer Mobilmachung und eines Krieges wird, je
totalitarer das deutsche Regime regiert und je unterwturfiger und
gehorsamer sich Juristen aus Angst vor Verfolgung und dem Verlust
ihrer Stelle diesem System anbiedern, desto ausufernder wird die
Strafbarkeit — und damit die Verfolgung.

Die Justiz macht sich immer mehr zu einem Bollwerk der Regierung
gegen Opposition und Kritik, und ist damit eine Waffe, die gegen die
eigene Bevolkerung eingesetzt wird — sie ist Teil der Heimatfront in
einem Krieg der Obrigkeit gegen die Burger. Und mit § 89 StGB hat
diese Obrigkeit noch eine Waffe auf Lager, die noch gar nicht
eingesetzt wurde, aber wirksam jede Kritik am geplanten Feldzug

gen Osten unterbinden kann.




Felix Feistel, Jahrgang 1992, studierte
Rechtswissenschaften mit dem Schwerpunkt Volker- und
Europarecht. Schon wahrend seines Studiums war er als
Journalist tatig; seit seinem Staatsexamen arbeitet er
hauptberuflich als freier Journalist und Autor. So
schreibt er flir manova.news
(https://www.manova.news/), apolut.net
(https://apolut.net/), multipolar-magazin.de
(https://multipolar-magazin.de/) sowie auf seinem
eigenen Telegram-Kanal (https://t.me/Felix_Feistel).
Eine Ausbildung zum Traumatherapeuten nach der
Identitatsorientierten Psychotraumatheorie und -
therapie (IoPT), erweiterte sein Verstandnis von den
Hintergriinden der Geschehnisse auf der Welt.



https://www.manova.news/
https://apolut.net/
https://multipolar-magazin.de/
https://t.me/Felix_Feistel

	Unsichere Sicherheitsorgane
	Kritiker an der Bundeswehr und dem geplanten Kriegskurs könnten in Zukunft verfolgt werden.
	§ 89 Verfassungsfeindliche Einwirkung auf Bundeswehr und öffentliche Sicherheitsorgane


